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Änderungsantrag 1
Michael Cashman

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1. unterstreicht, dass die EU von ihrer 
„sanften“ Gewalt Gebrauch machen und 
die Werte der Freiheit, der Demokratie, der 
Achtung der Menschenrechte sowie die 
Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit und der 
verantwortungsvollen Regierungsführung, 
auf denen sie begründet ist, auf dem Wege 
des politischen Dialogs und der 
Zusammenarbeit mit Drittländern weiter 
fördern und konsolidieren sollte;

1. unterstreicht, dass die EU von ihrer 
„sanften“ Gewalt Gebrauch machen und 
die Werte der Freiheit, der Demokratie, der 
Entwicklung, der Achtung der 
Menschenrechte sowie die Grundsätze der 
Rechtsstaatlichkeit und der 
verantwortungsvollen Regierungsführung, 
auf denen sie begründet ist, auf dem Wege 
des politischen Dialogs und der 
Zusammenarbeit mit Drittländern weiter 
fördern und konsolidieren sollte;

Or. en

Änderungsantrag 2
Michael Cashman

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 1 a (neu)

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

1a. drängt die EU, auch in Zukunft durch 
einen wirksamen, kohärenten und 
überlegten Einsatz aller Instrumente, die 
ihr zur Verfügung stehen, die Rolle des 
führenden Verteidigers der 
Menschenrechte in der Welt einzunehmen 
und diese auszufüllen, mit dem Ziel, die 
Menschenrechte zu fördern und zu 
schützen und die Effizienz unserer 
Entwicklungshilfepolitik steigern;

Or. en
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Änderungsantrag 3
Alf Svensson

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 2

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

2. fordert die Kommission auf, das 
Instrument für die Förderung der 
Demokratie und der Menschenrechte 
weltweit zu stärken, um demokratische 
Reformen und eine verantwortungsvolle 
Regierungsführung zu unterstützen, sich 
insbesondere an Basisorganisationen zu 
wenden und die 
Wahlbeobachtungsmissionen sowie die 
Wahlbeobachtungstätigkeiten der örtlichen 
Zivilgesellschaft zu verstärken;

2. fordert die Kommission auf, das 
Instrument für die Förderung der 
Demokratie und der Menschenrechte 
weltweit zu stärken, um demokratische 
Reformen und eine verantwortungsvolle 
Regierungsführung zu unterstützen, sich 
insbesondere an Basisorganisationen zu 
wenden und die 
Wahlbeobachtungsmissionen sowie die 
Wahlbeobachtungstätigkeiten der örtlichen 
Zivilgesellschaft zu verstärken und ferner 
die im Rahmen der Europäischen 
Initiative für Demokratie bestehenden 
Möglichkeiten auszuschöpfen;

Or. sv

Änderungsantrag 4
Alf Svensson

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3. verweist darauf, dass der Aufbau 
legitimer demokratischer Fundamente und 
der Zivilgesellschaft ein langfristiger 
Prozess ist, der interne, regionale und 
internationale Unterstützung erfordert;

3. verweist darauf, dass der Aufbau 
legitimer demokratischer Fundamente, 
einer gut funktionierenden
Zivilgesellschaft und die Schaffung einer 
demokratischen und rechtsbasierten 
Gesellschaft ein langfristiger Prozess ist, 
der von der Basis her angegangen werden 
muss und interne, regionale und 
internationale Unterstützung erfordert;

Or. sv
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Änderungsantrag 5
Michael Cashman

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 3

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

3. verweist darauf, dass der Aufbau 
legitimer demokratischer Fundamente und 
der Zivilgesellschaft ein langfristiger 
Prozess ist, der interne, regionale und 
internationale Unterstützung erfordert;

3. verweist darauf, dass der Aufbau 
legitimer demokratischer Fundamente und 
der Zivilgesellschaft ein langfristiger 
Prozess ist, der lokale, nationale, regionale 
und internationale Unterstützung erfordert;

Or. en

Änderungsantrag 6
Michael Cashman

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 6

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

6. betont, wie wichtig die Aufnahme von 
Menschenrechtsklauseln und wirksamen 
Streitbeilegungsmechanismen in Handels-
und Partnerschaftsvereinbarungen sowie 
Handelsabkommen zwischen der EU und 
Drittstaaten ist;

6. betont, wie wichtig die Einbeziehung
von verbindlichen und nicht 
verhandelbaren Menschenrechtsklauseln 
und wirksamen 
Streitbeilegungsmechanismen in sämtliche 
Politiken, Partnerschaften und 
Abkommen zwischen der EU und 
Drittstaaten ist;

Or. en

Änderungsantrag 7
Michael Cashman

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 6 a (neu)
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Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

6a. betont, dass sich der zwischen der EU 
und Drittstaaten geführte politische 
Dialog über die Menschenrechte auf eine 
weitgehendere und umfassendere 
Definition von Nichtdiskriminierung –
unter anderem auf der Grundlage der 
Religion oder der Weltanschauung, des 
Geschlechts, der rassischen oder 
ethnischen Herkunft, des Alters, einer 
Behinderung, der sexuellen Ausrichtung 
und der Geschlechtsidentität – stützen 
muss;

Or. en

Änderungsantrag 8
Alf Svensson

Entwurf einer Stellungnahme
Ziffer 7

Entwurf einer Stellungnahme Geänderter Text

7. bedauert, dass die Europäische 
Nachbarschaftspolitik in der 
Vergangenheit gemischte Ergebnisse im 
Hinblick auf die Schaffung dauerhafter 
demokratischer Strukturen und die
wirtschaftliche Entwicklung erbracht hat, 
da die Reformen zu kosmetischen statt zu 
grundlegenden Änderungen geführt 
haben; unterstreicht die Notwendigkeit, 
von Fehlern aus der Politik der 
Vergangenheit zu lernen und einen neuen 
Ansatz zur Anwendung zu bringen, der 
mit der Achtung der Menschenrechte und 
der Unterstützung demokratischer 
Verhältnisse in Übereinstimmung 
gebracht würde.

7. erwartet, dass die Europäische 
Nachbarschaftspolitik künftig mehr und 
positivere Ergebnisse zeitigt als bislang 
und tatsächlich die Schaffung dauerhafter 
demokratischer Strukturen und eine
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung 
herbeiführt; unterstreicht die 
Notwendigkeit eines neuen Ansatzes, der 
Achtung für die Menschenrechte und die 
Grundfreiheiten schafft und dadurch 
auch der Unterstützung demokratischer 
Verhältnisse dient.

Or. sv


